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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Sanierungs- und Abwicklungs-
gesetz, das Bankwesengesetz, das Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz, 
das Einlagensicherungs- und Anlegerentschädigungsgesetz, das National-
bankgesetz 1984 und das Versicherungsaufsichtsgesetz 2016 geändert wer-
den 
 

 

Die Bundesarbeitskammer (BAK) möchte eingangs darauf hinweisen, dass die Frist für die 

Begutachtung des vorliegenden Gesetzesentwurfs der Komplexität der Materie nicht ange-

messen ist. 

 

Das Bundesgesetz über die Sanierung und Abwicklung von Banken ist mit 1. Jänner 2015 in 

Kraft getreten. Mit der Verordnung (EU) 806/2014 wird ein einheitlicher Abwicklungsmecha-

nismus für Kreditinstitute und ein einheitlicher Abwicklungsfonds vorgesehen. Mit dem vor-

liegenden Gesetzesentwurf wird das Sanierungs- und Abwicklungsgesetz (BaSAG) entspre-

chend geändert. 

 

Die Argumentation des § 95 (3) ist aus Sicht der BAK insofern nachvollziehbar, als bei Haf-

tungen in der Regel auch davon auszugehen ist, dass die Rendite auf die Verbindlichkeiten 

auch entsprechend mit der Bonität des Haftungs- oder Bürgschaftsgebers sinkt. 

 

Die Ausdehnung der Befugnisse der Abwicklungsbehörde im Hinblick auf allgemeine Ermitt-

lungsbefugnisse (§ 113a BASAG) in Anlehnung an § 70 (1) erscheinen insofern sinnvoll, als 

in einem Krisenfall großer Zeitdruck entstehen kann. 

 

15/SN-154/ME XXV. GP - Stellungnahme zu Entwurf (elektr. übermittelte Version) 1 von 2

www.parlament.gv.at



Seite 2  

Verfahrensrechtliche Bestimmungen wie die operative Vorgehensweise bei der Dotierung 

des Abwicklungsfonds werden in den §§ 123a und 123b BASAG im Sinne der Durchfüh-

rungsVO der EU 2015/81 normiert. 

 

Teil der Harmonisierung ist nun auch die gesetzliche Klarstellung, dass der Finanzmarktauf-

sicht (FMA) als nationale Abwicklungsbehörde nur subsidiäre Kompetenz zukommt und sie 

als verlängerter Arm des durch diese Verordnung geschaffenen Ausschusses für einheitliche 

Abwicklung fungiert. So hat der Ausschuss dahingehend ein Durchgriffsrecht bei in Abwick-

lung befindlichen Instituten, dass Bescheide der nationalen Abwicklungsbehörde durch Be-

scheide des Ausschusses in gleicher Sache außer Kraft treten (siehe § 119a BaSAG). So-

fern dadurch sichergestellt werden kann, dass nationale Konsumentenrechte dadurch nicht 

betroffen sind und unionsweit alle Kreditinstitute im worst case gleich behandelt werden, 

erscheint dies im Sinne der Vertiefung der Bankenunion sinnvoll. 

 

Im Hinblick auf die besonderen Vorschriften für die Hypothekar- und Immobilienkreditver-

träge in § 33 BWG ist aus Sicht des Verbraucherschutzes sicherzustellen, dass die Mitarbei-

terInnen von Kreditinstituten jedenfalls über hinreichend Kenntnisse verfügen, um bei allen 

angebotenen Produkten eine umfassende, produktbezogene und vollständige Aufklärung zu 

gewährleisten. 

 

§ 3 (7) Finanzmarktaufsichtbehördengesetz sieht eine Beschränkung der Haftung auf den 

Vorsatz vor. Dies schafft einerseits Rechtssicherheit und erhöht die Handlungsfähigkeit der 

Abwicklungsbehörde im Krisenfall. Es könnte aber andererseits zumindest dahingehend 

ergänzt werden, dass es auch für eine Behörde eine Verpflichtung geben sollte, die Vorga-

ben des Ausschusses zu prüfen und nicht bloß umzusetzen. Wie würde die FMA beispiels-

weise mit evident mangelhaften oder gar gesetzeswidrigen Weisungen des Ausschusses 

umgehen bzw wäre die FMA dann bei ungeprüfter Umsetzung vollständig von einer mögli-

chen Haftung exkulpiert? 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

 

Rudi Kaske       Maria Kubitschek 

Präsident       iV des Direktors 

F.d.R.d.A.       F.d.R.d.A. 
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